
'Bundessozialgericht

- 8/8a RK 10/80 -

Verkündet am
4. Juni 1981

Reg.Hauptsekr.. Ipn N a m e n d e 8 V o 1 k e s
als UrkBeamter

‘ _
U r t e i 1

der GeschSte11e in dem Rechtsstreit

....0.0.0....00.0.0000.......OCOOOOOOO000.00...

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter:........................

g e g e n

O...........OOOOOOIOOOODOOOOOOOOO.......OOOOOO.

Beklagter und Revisionskläger.

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom &. Juni 1981 in Berlin
für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 22. Mai

1980 aufgehoben. Die Berufung der Klägerin gegen das

Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom 22. September

1978 wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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Die Beteiligten streiten darum, wie die Krankenversicherungs-“

beiträge zu berechnen sind, die freiwillig Versicherte zu
zahlen

haben, für die ein Grundlohn nicht zu ermitteln ist.

5 180 Abs 4 Satz 3 der Reichsversichérungsordnung (RVG) idF

des Krankenversicherungs—Kostendämpfüng$gesetäe$ (KNKG)'V0m

27. Juni 1977 7 BGBl I 1069) ermächtigt, den für die Berechnung

der Beiträge maßgebenden Grundlohn (@ 385 Abs 1 RVG) unterhalb
des Mindestgrundlohns des 5 180 Abs 4 Satz 1 RVO anzusetzen. Der

Beklagte - das Land, vertreten durch das Landesaufsichtsamt für

die Sozialversicherung als die Aufsichtsbe_hörde (@ 91 Abs 1 Satz
2 des 8021a1gesetzbuches - Allgemeine Vorschriften für die
Sozialversichérung

- vom 23. Dezember 1976 -SGB 4— BGBl I 3845) -
hält dem entgegen, 5 180 Abs 1 Satz 1 RVO lege den Mindestgrund-

lohn man; nur rm—freiwillig Versicherte fest.. die Arbeitsent-
gelt oder„somstige—Einnahmen zum Lebensunterhalt„haben,„aondern
auch für freiwillig Versicherte ohne Eänkg■gä■y.j■üß■ 1üi

!

AusAnlaßeines;.1ihmfbekanntägequsienea.=Ei.aselfa1%séwann?1ichtete
der Beklagte.i‘dirs»-_Kljäseréndumh_Au.£-ßlchtsanomn%11911519.°kt0ber
1977

’
umgehend ’für alle nachl"© .176.b Ap■i 1„;lz;„2„■avomfreiwillig

versichertefPensonen-- Personen, für dip;dip;Familienkrankenhilfe

entfallen ist — den Grundlohn mindesteng„gn.■ähqygas,Mindest—

grundlohns zu bestimmen. ‘

1
Die dagegen erhobene Klage hat das Sozialgericht (80) Stuttgart

abgewiesen (Urteil vom 22. September 1978). Das Landessozial-

gericht (LSG) Baden-Württemberg hat ihr stattgegeben. Es hat im

wesentlichen ausgeführt, @ 180 Abs 4 Satz 3 RVO stehe nach seinem

Wortlaut nicht in Zusammenhang mit Satz 1 dieser Vorschrift. Ein

Zusammenhang könnte nur dann hergestellt werden, wenn sich dies

aus der Systematik des Gesetzes und der Entstehungsgeschichte

der Vorschrift zweifelsfrei ergeben würde. Das sei aber nicht

der Fall.

Der Beklagte hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt.
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Er rügt eine Verletzung des 5 180 Abs 4 Satz 3 RVG.

Er beantragt,

das Urteil des LSG Baden—Württemberg vom
22. Mai 1980 aufzuheben und die Berufung
der Klägerin gegen das Urteil des SG Stuttgart

vom 22. September 1978 zurückzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

._die Revision des Beklagten zurückzuweisen.

II

Die Revision ist begründet. Das angefochtene Urteil des LSG ist

aufzuheben. Das Urteil des SG ist zu bestätigen. Denn das SG
hat‚im Ergebnis zutreffend die angefochtene Aufsichtsanordnung

als rechtmäßig angesehen.

Die Sachurteilsvoraussetzungen sind gegeben. Die Klage ist zu—
lässig. Die.Klägerin kann mit der Anfechtungsklage Rechtsschutz

gegen eine Anordnung der Aufsichtsbehörde mit der Behauptung

begehren, diese Anordnung überschreite das Aufsichtsrecht ‘

(5 54 Abs 3 des Sozialgerichtsgesetzes -SGG-).
Die Versicherten, deren Grundlohnbestimmung zwischen den Betei—

ligten umstritten ist, müssen nicht notwendigerweise beigeladen

werden. Sie sind an dem hier streitigen Rechtsverhältnis nicht

so beteiligt, daß die Entscheidung auch ihnen gegenüber einheit-

lich ergehen kann (5 75 Abs 2 SGG). Auch wenn durch dieses Ge—
richtsverfahren die Verpflichtung, einen anderen Grundlohn als

bisher zu bestimmen, rechtskräftig wird, steht nicht fest, ob

und wie diese Grundlohnbestimmung gegenüber den Versicherten mit

der Folge höherer Beiträge durchgesetzt werden kann. Insbesondere

bleibt offen, ob und inwieweit Vertrauensgrundsätze einer Erhö-

hung der Beiträge entgegenstehen. ‘;

Der Beklagte hat sein Aufsichtsrecht nicht überschritten. Die

Klägerin verstößt mitihrer Praxis, bei-Anwendungdes 5 180 Abs 4
Satz 3 RVO in bestimmten Fällen den Mindestgrundlohn nach 5 180

Abs & Satz 1 BVD zu:unterschreiten, gegen das Gesetz. 5 180 Abs h
Satz 1 RVO verbietet es nämlich ausnahmslos, einen niedrigeren
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Grundlohn

zu bestimmen. Dabei kann es unentschieden bleiben, ob

5 180 Abs 4 Satz 3 RVO überhaupt für Fälle gilt, in denen der

Feststellung des Grundlohns keine Schwierigkeiten entgegenstehen

und festgestellt werden-kann, daß der Grundlohn Null-DM beträgt.

! „ ,
Nach 5 180 Abs 4 Satz 1 EVO gilt für freiwillig Versicherte als
Grundlohn der auf den Kalendertag entfallende Teil des Arbeits-

entgelts und sonstiger Einnahmen zum Lebensunterhalt bis zu

einer bestimmten Höchstgrenze und bis zu einer bestimmten Mindest-

grenze (nach dem KVKG ab 1. Juli 1977 der 150. Teil der Bezugs-

größe, nach dem 21. Rentenanpassungsgesetz vom 25. Juni 1978

— BGBl I 1089 - ab 1. Januar 1979 = 13,-- DM und ab 1. Januar

1981 der 180. Teil der Bezugsgröße). Die Mindestgrenze ist nach

dieser Vorschrift unbestritten auch dann einzuhalten, wenn das

Arbeitsentgelt oder/und die sonstigen Einnahmen zum Lebensunter-

halt wesentlich unter dieser Mindestgrenze liegen. Eine Diffe-

renzierung, die gerade bei geringer Verdienenden aus sozialen

Gründen angebracht erscheinen könnte, wird nicht zugelassen. Da

die Beiträge nach dem Grundlohn zu bemessen sind (5 385 Abs 1

Satz 1 RVO), wird diesen freiwillig Versicherten zugemutet,

für ihre Krankenversicherung mehr aufzubringen, als sie sich

nach ihren Einkünften leisten können. Das Gesetz (5 180 Abs &

Satz 1 iVm 5 385 Abs 1 Satz 1 RVO) bewertet das Interesse an
einem angemessenen Verhältnis von Beitrag und Leistung bei
diesem Personenkreis höher als das Interesse an einem ange—

messenen Verhältnis von Beitrag und Einkünften.
!

‚

Die Solidarität der Höherverdienenden mit den geringer Verdie-
nenden ist zwar schon immer in der Krankenversicherung ein

tragender Grundsatz. Die Solidarität endet auch nicht immer bei

denjenigen, die nur geringfügige Einkünfte haben, aus denen die
Beiträge berechnet werden. Sie kann bei besonders schutzwürdi-

gen Personengruppen (vgl 55 168 RVG, 8 SGB 4) bis zur Versiche-
rung annähernd zum “Nulltarif” führen. Die Solidarität gilt

aber nur für bestimmte pflichtversicherte Personengruppen. Die-

jenigen, die das Gesetz nicht zur Solidargemeinschaft heran-

zieht, die sich ihre Versicherung also "kaufen“ müssen, sind

verpflichtet, für diese Versicherung einen Betrag zu zahlen,

der einigermaßen ins Gewicht fällt. Für diejenigen, die auch

den sich aus dem Mindestlohn ergebenden Mindestbetrag nicht
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zahlen können, hat nicht die Versichertengemeinschaft, sondern

die Sozialhilfe einzutreten.

Es besteht kein Grund, diesen sich aus @ 180 Abs 4 Satz 1 RVO
ergebenden Gedanken bei denjenigen konsequent durchzuhalten, die

nur geringfügige Einkünfte haben, und da aufzugeben, wo keine

Einkünfte festzustellen sind. Es ist nicht Aufgabe der Kranken—
versicherung, gerade bei Anwendung des 5 180 Abs & Satz 3 RVO

sozialen Gründen in weiterem Umfang Geltung zu verschaffen, als

dies 5 180 Abs & Satz.1 RVOzuläßt. Es wäre unverständlich, das

Verbotdes 5 180Abs& Satz 1 avo‚ freiwillige Versicherungen
nicht allzu billig zu "verkaufen", nur bei denjenigen gelten zu

lassen, die noch geringfügige Einkünfte haben, und bei denjeni-

gen unbeachtet zu lassen, die keine eigenen Einkünfte haben.
Ein solches besehränktes Verbot könnte dazu verführen, gering-

fügige Verdienstmöglichkeiten aufzugeben, nur um in den Genuß

des "Nulltarifs" zu kommen. .

Wortlaut und Aufbau des 5 180 Abs & RVO ermöglichen zwanglos, das

Verbot des Satzes 1 auch auf den Anwendungsbereich des Satzes 3

zu erstrecken. Das LSG will die Sonderregelungen der Sätze 2 und
3 innerhalb der Rahmensätze (Höchste und Mindestsatz) des Satzes

1 verstanden wissen, meint aber, dieses Verständnis sei nicht

zweifelsfrei. Das ist einzuräumen. Indes ist nicht der Meinung

des LSG zu folgen, die Mindestgrenze sei nur dann einzuhalten,

wenn Satz 1 zweifelsfrei auch auf Satz 3 anzuwenden wäre. Nach

allgemeinen Auslegungsregeln, die auch hier gelten, ist ent-

scheidend, daß die für die Anwendung des Satzes 1 auf die Fälle_

des Satzes 3 Sprechenden‘ Gründe die Gegengründe überwiegen.

Davon geht offenbar auch das LSG aus.

Auch die Klägerin hat keine überzeugenden Gründe dafür angeführt,

daß @ 180 Abs 4 Satz 3 RVO unabhängig von 5 180 Abs & Satz 1 RVO

zu sehen sei. Der Hinweis darauf, daß für Pflichtversicherte die

entsprechende Mindestgrenze des 5 8 SGB & nicht gilt, besagt -
wie oben ausgeführt - nichts.

Das Interesse der Klägerin und des LSG, die Beiträge einkommens-

loser freiwillig Versicherter möglichst gering zu halten, ist
allerdings aus einem Grund verständlich, den die Beteiligten

nicht anführen: Es geht nämlich um
die Versicherung vorwiegend
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von minderjährigen Kindern, die ohne die einschneidende Anderung

@ 205 Abs 1 RVG durch das KVKG kostenlos durch die Familien-

krankenhilfe versichert wären und vor Inkrafttreten des KVKG

auch in der Weise versichert waren. Nach 5 205 Abs 1 Satz 3 RVG

idF des KVKG besteht für Kinder kein Anspruch auf Familien-

krankenhilfe, “wenn der mit Kindern verwandte Ehegatte des Ver-

sicherten nicht Mitglied bei einem Träger der gesetzlichen

Krankenversicherung ist und sein Gesamteinkommen regelmäßig

im Monat ein Zwölftel der Jahresarbeitsverdienstgrenze

(@ 165 Abs 1 Nr 2 RVG) übersteigt und regelmäßig höher als das

Gesamteinkommen des Versicherten ist".

!
In dem Fall, der Anlaß zur Aufsichtsanordnung gegeben hat, war

das Kind mit der Mutter, die sich nach der Geburt ihrer Tochter

freiwillig weiterversichert hat, kostenlos versichert. Da der

Ehemann und Vater nicht in der gesetzlichen Krankenversicherung

versichert ist und mit seinem Einkommen über der Versicherungs-

pflichtgrenze liegt, war das Kind ab 1. Januar 1977 nicht mehr

gegen Krankheitskosten geschützt, so daß für es seitdem monat-

lich über h0,— DM Beiträge zu zahlen sind.

1
In den Fällen dieser Art kommt hinzu, daß die freiwillig ver-
sicherte Ehefrau möglicherweise Beiträge nach der Hälfte des
Einkommens ihres Ehemannes zahlen muß (so die Rechtsprechung

des 3. Senats, vgl Urteil vom 12. Dezember 1979, SozR 2200
@ 180 Nr 4 - 3 RK 98/78 - in Abweichung von der früheren Recht- ‘

sprechung des 3. Senats, in der der Beitragsberechnung nur

der Unterhalt zugrunde gelegt wurde, der auf die Ehefrau ent-
fiel - BSGE 37, 127). Wenn man berücksichtigt, daß die frei-

willig Versicherten ihre Beiträge allein zahlen müssen (vgl

5 381 Abs 3 RVG), ist die Belastung, die durch das KVKG einge-

führt wurde, erheblich.

&

Selbst wenn der Entzug des kostenlosen Versicherungsschutzes

durch das KVKG — etwa wegen des entschädigungslosen Eingriffs'

in eine eigentumsähnliche Lage des Versicherten (Art 1ü des

Grundgesetzes; BSGE 41, 13, 1A) oder wegen der Rückwirkung
(vgl auch den Vorlagebeschluß des 1. Senats vom 23. April 1981

- 1 RA 111/79 zu @ 1255a Satz 1 Nr 1 Satz 3 RVG idF des KVKG) -
verfassungswidrig war, konnte die Frage der Verfassungswidrigkeit

i
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hier unentschieden bleiben. Denn die Entscheidung über die Recht—
mäßigkeit der Aufsichtsanordnung umfaßt nicht zugleich — wie

bereits oben im Zusammenhang mit 5 75 Abs 2 SGGausgeführt ist -
die Rechtmäßigkeit der Begründung einer freiwilligen Versiche-

rung. -

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 Abs & SGG.
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